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Die Stadtverordnetenversammlung

Tagesordnung I Punkt 15 der öffentlichen Sitzung am 16.11.2006

Vorlage Nr. 06-F-25-0013

Bus- und Bahnverkehr in der Region erhalten
- Gemeinsamer Antrag der Stadtverordnetenfraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und FDP vom 27.06.2006 -

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Um die aufgrund der starken Kürzung der „Regionalisierungsmittel“ durch die  Bundesregierung 
zu befürchtende Leistungsreduzierung für den öffentlichen Personennahverkehr im Rhein-Main-
Gebiet wenigstens zum Teil zu kompensieren und so die wichtige Funktion des öffentlichen 
Personennahverkehrs für die Lebensqualität der Menschen und den Umweltschutz nicht zu 
gefährden,

wird der Magistrat gebeten,

sich bei der hessischen Landesregierung dafür einzusetzen, dass die Landesmittel für den 
öffentlichen Personennahverkehr aufgestockt werden, sobald die Kürzungen des Bundes zum 
Tragen kommen.

Beschluss Nr. 0571

 
Der gemeinsame Antrag der Stadtverordnetenfraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP vom 27.06.2006 betr.

Bus- und Bahnverkehr in der Region erhalten

wird angenommen. 
   

Dem Magistrat Wiesbaden,          .11.2006
mit der Bitte um weitere Veranlassung

Dieser Beschluss ist in das Beschluss-
management aufgenommen.

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin
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Der Magistrat Wiesbaden,           .11.2006
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1. Dezernat IV
mit der Bitte um weitere Veranlassung

2. Abdruck:
Dezernat I/LOB Diehl
mit der Bitte um Kenntnisnahme Oberbürgermeister
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